
BUNDESGERICHTSHOF

VII ZB 16/7? BESCHLUSS

in Sachen

der Firma Ludwi/ SJ

Beklagten, Berufungsklägerin 
und Beschwerdeführerin,

- Prozeßbevollmächtigtes Rechtsanwälte Notar

gegen

die Firma W | H | B  und B ^ H I V »  JHHHHP-Str.Kommanditgesellschaft »vertreten durch den persönlich 
haftenden Gesellschafter Ludwig

Klägerin, Berufüngsbeklagte 
und Beschwerdegegnerin,
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
21. Dezember 1972 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Vogt sowie die lUchter Dr. Finke, Schmidt, Meise 
und Dr. Recken
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Beklagten gegen 
den Beschluß des 6. Zivilsenats des Oberlandes- 
gerichts in Stuttgart vom 16. Oktober 1972 wird 
zurUckgewie sen•

Die Beklagte hat die Kosten der Beschwerde zu 
tragen.

G r ü n d e  :

Das Oberlandesgericht hat mit dem angefochtenen 
Beschluß den Antrag der Beklagten auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungs­
frist zurUckgewie sen und zur Begründung ausge führt:

Auch wenn man den Vortrag der Beklagten zugrunde 
lege, daß ihr Prozeßbevollmächtigter am vorletzten Tag 
der Berufungsfrist, dem 9. August 1972 gegen 18 Uhr 
einen Herz-Kreislaufkollaps erlitten habe, falle ihm 
ein Verschulden zur Last, weil er vor dem Kollaps dem 
Büropersonal erklärt habe, er werde die Sache erledigen, 
und dadurch die vorzeitige Löschung der Sache im Fristen­
kalender veranlaßt habe. Wenn das nicht geschehen wäre* 
wäre die Berufung aller Voraussicht nach am 10. August 1972 
noch rechtzeitig eingelegt worden.
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Die sofortige Beschwerde hat keinen Erfolg.

Der Bundesgerichtshof hat zwar in LM Nr. 5 zu 
§ 233 (Fe) ZPO die Wiedereinsetzung in einem Fall be­
willigt, in dem der ProzeBbevollmächtigte durch plötzlich 
am letzten Tag der Frist eintretende Herz- und Kreis­
laufbeschwerden an der rechtzeitigen Fertigung der Be- 
rufungsbegrtlndung gehindert worden war.

Im vorliegenden Fall war der Herz- und Kreislauf­
kollaps beim Prozeßbevollmächtigten der Beklagten am 
vorletzten Tag der Berufungsfrist eingetreten. Am fol­
genden Tage, also dem letzten Tag der Berufungsfrist, 
dem 10. August 1972, war er nach seiner eigenen Angabe 
wieder im Büro erschienen, wenn auch noch nicht wieder 
arbeitsfähig.

Mit Recht hat das Berufungsgericht bei dieser Sach­
lage dargelegt, die Berufung hätte an diesem Tag noch 
rechtzeitig eingelegt werden können, wenn die Sache 
nicht vorzeitig im Fristenkalender gelöscht worden 
wäre. Der Bundesgerichtshof hat bereits mehrfach aus­
gesprochen, eine Löschung im Fristenkalender dürfe erst 
erfolgen, wenn die Fristsache vom Büropersonal post-" 
fertig gemacht worden sei (LM Nr. 4 zu § 233 (Fd) ZPO 
sowie die Beschlüsse des erkennenden Senats vom 
2. März 1967 VII ZB 4/67 und vom 24. April 1972 
VII ZB 5/72). In dem zuletzt genannten Beschluß ist 
gesagt worden, es sei notwendig, über die Vorlage der 
Akten hinaus noch eine Kontrolle darüber zu haben, daß 
die Rechtsmittelschrift oder Rechtsmittelbegründung auch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


K i

- 4 -

wirklich hinausgegangen sei, Daß diese Forderung berech­
tigt ist, zeigt auch der vorliegende Fall wieder.

Die Beschwerdeführerin hat geltend gemacht, es sei 
nicht angängig zu fordern, daß das Büropersonal den An­
walt überwache. Damit verkennt sie den Sinn der Fristen­
kontrolle. Diese soll gerade dem Anwalt seine Aufgabe 
der Fristenwahrung erleichtern.

Die Beschwerde ist daher als unbegründet mit 
Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Wert des Beschwerdegegenstands: 3.813,82 + 1.000 =
4.813.82 DM
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